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Finanzkontrolle in Österreich

Unterschiedliche Zuständigkeit der Rechnungshöfe in 
Österreich im Hinblick auf die Rechnungslegung:

Rechnungshof
erstellt den Rechnungsabschluss des Bundes

9 Landesrechnungshöfe
prüfen Rechnungsabschlüsse ihrer Bundesländer
treffen Feststellungen zum Rechnungswesen von Gemeinden
im Rahmen ihrer Prüftätigkeit

Moderador
Notas de la presentación
Zunächst möchte ich einen ganz kurzen Überblick über die Finanzkontrolle in Österreich geben.

Prüfungen auf Bundesebene sowie Querschnittsprüfungen über verschiedene Bundesländer, die Prüfung der Städte und Gemeinden macht der (Bundes)Rechnungshof in Wien.

Er ist überdies auch für die Erstellung des Rechnungsabschlusses des Bundes zuständig. Das ist weltweit einmalig.



Die 9 völlig unabhängigen Landesrechnungshöfe prüfen auf Basis von landesgesetzlichen Regelungen die Gebarung ihres Bundeslandes, aber auch Unternehmen, an denen das jeweilige Land mehrheitlich beteiligt ist, Stiftungen, Anstalten und Fonds. 

Sie prüfen daher auch den Rechnungsabschluss ihres Bundeslandes.

Neuregelungen für die Prüfungen im Gemeindebereich sind im Gange.
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1,4 Mio. Einwohner
12.000 km2 Fläche
5 Mrd. Euro Haushaltsvolumen

Oberösterreich - Grunddaten

Moderador
Notas de la presentación


Wir kommen aus Oberösterreich:



OÖ ist bevölkerungsmäßig mit 1,4 Mio Einwohnern nach Wien und NÖ das drittgrößte Bundesland. Auch flächenmäßig rangiert es unter den Top3.

Das Haushaltsvolumen des Landes OÖ beläuft sich inzwischen auf 5 Milliarden Euro, der finanzielle Spielraum wurde – wie überall anders in Mitteleuropa auch - in den letzten Jahren immer enger.
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Haushaltssituation in OÖ

Haushaltsausgleich seit Jahren nur durch einmalige 
Einnahmen aus Vermögensverkäufen und Auflösung von 
Finanzreserven (Rücklagen) möglich

Jährliches Haushaltsdefizit primär durch Ausgabendynamik 
im Gesundheits- und Sozialbereich, hohe Förderungen und 
Investitionen verursacht

Wichtige Bereiche (z.B. Krankenanstalten, gesamtes 
Immobilienvermögen) sind ausgegliedert und zugehörige 
Schulden daher ausgelagert

Diese Entwicklungen wurden bisher durch das 
Haushaltsrecht nicht behindert

Moderador
Notas de la presentación
Schon vor der Finanz- und Wirtschaftskrise hat das Land mehr ausgegeben als es einnahm. Der HH-Ausgleich war nur durch Vermögensverkäufe möglich.



Die jährlichen Haushaltsdefizite der letzten Jahre resultieren aus tendenziell stagnierenden Einnahmen und stark steigenden Ausgaben. Vor allem die Ausgabendynamik im Gesundheits- und Sozialbereich, aber auch die hohen Ausgaben für Investitionen und Förderungen führten zu jährlichen Abgängen im Haushalt. Natürlich kamen die Investitionen und Förderungen in jüngerer Vergangenheit zu einem wesentlichen Teil auch der Krisenbewältigung zugute. 



Um keine Schulden in der Schuldenstatistik ausweisen zu müssen, gliederte das Land in den letzten Jahren immer mehr Bereiche wie z. B. Krankenanstalten und Immobilien aus dem Haushalt aus und nahm die erforderlichen Fremdmittel in den neu gegründeten Gesellschaften auf .

Das Auslagern der Schulden wurde leider durch die Maastricht-Bestimmungen und die restriktive Zuordnung der Unternehmen zum Sektor Staat gefördert. Die Gebietskörperschaften haben diese Gestaltungsspielräume genutzt, um ihre „Maastricht-Verschuldung“ möglichst gering zu halten . 

Aber auch das Haushaltsrecht hat diese Entwicklungen nicht behindert.
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Selbstverständnis des Oö. Landesrechnungshofs

Der Oö. Landesrechnungshof

Unterstützt Reformprozesse auch Haushaltsrechtreform
ist ein Anliegen des Oö. Landesrechnungshofs

Unterstützt Transparenz

Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Effizienz, Wirksamkeit
stehen im Vordergrund
Ordnungsmäßigkeit von untergeordneter Bedeutung

Moderador
Notas de la presentación
Zurück zu unserer Rolle:



Der Oö. Landesrechnungshof sieht sich als Unterstützer von notwendigen Veränderungsprozessen. Daher ist uns auch die Haushaltsrechtsreform ein Anliegen.



Als Außenstehender, unabhängiger Dritter versucht er, dem Landtag brauchbare Entscheidungsgrundlagen für die parlamentarische Arbeit zu liefern. Eine transparente Darstellung der finanziellen Situation des Landes ist ihm daher wichtig.



Der oberösterreichische Landesrechnungshof sieht sich auch als Anwalt der Steuerzahler. Er kümmert sich um bestmöglichen Einsatz von öffentlichen Mitteln: Daher stehen Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Wirksamkeit bei seiner Tätigkeit vor der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit.
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Haushaltswesen – ein Anliegen des LRH 

Gute Basis für politische Entscheidungen

Geeignete Grundlage für effizientes Steuern 

Transparente Information, um Rechenschaft zu legen

Aktualität im Hinblick auf das New Public Management –
Konzept (Wirkungsorientierte Verwaltungsführung)

Erwartungen des LRH an ein gutes Haushalts- und 
Verrechnungswesen:

Moderador
Notas de la presentación
Vor dem eben geschilderten Hintergrund ist es – wie bereits erwähnt - für den LRH auch ein zentrales Anliegen, sich mit den haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen auseinander zu setzten. 



Wir stellen uns dabei v.a. folgende Fragen:

  Haben die politischen Entscheidungsträger ausreichende und klare Informationen für ihre Entscheidungen?

 Bietet das Haushaltswesen in der gegebenen Form eine geeignete Grundlage für effizientes Steuern? 

 Ist die Berichterstattung vollständig und ausreichend transparent, um über die Vergangenheit Rechenschaft ablegen zu können?

 Ist das System für eine wirkungsorientierte Verwaltungsführung geeignet?

 Ermöglicht es einen Übergang von einer Input- zu einer Outputsteuerung?

 Bietet das System die Möglichkeit einer Mehrjahres- und Globalbudgetierung?





Im Rahmen unserer jährlichen Rechnungsabschlussprüfung haben wir hier durchaus Schwachpunkte festgestellt.
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Schwachpunkte /1

Kein Gesamtüberblick über Vermögens- und 
Schuldensituation im Rechnungsabschluss des Landes

Transparenz fehlt im Rechnungsabschluss

Verschiebung der Finanzierung bereits getätigter 
Investitionen auf die Zukunft nicht klar ersichtlich 

Unzureichende Information über Werthaltigkeit von 
Forderungen und gegebenen Darlehen

Moderador
Notas de la presentación
Einen Gesamtüberblick über die finanzielle Situation des Landes kann man aus dem Rechnungsabschluss nicht gewinnen. Ein Fachmann kann zwar dem Rechenwerk viele Details entnehmen, die ganz große Entwicklung ist aber gar nicht so leicht zu erkennen.

So fehlt beispielsweise eine Darstellung aller Verpflichtungen, für die das Land letztlich aufkommen muss. Damit meine ich Schulden, die an ausgegliederte Gesellschaften „ausgelagert“ wurden ebenso, wie faktische Verpflichtungen, bei denen das Land letztlich nicht auskommt, zu zahlen.





Fehlende Transparenz ermöglicht Politik zu Lasten künftiger Generationen.



Investitionen, die früher aus dem Budget finanziert wurden, wurden zunehmend in ausgegliederte Gesellschaften ausgelagert und dort fremdfinanziert. 

Im Rechnungsabschluss des Landes sieht man dann nur mehr allfällige Haftungen für die Kredite und die Zuschüsse an die Gesellschaften für deren Kredittilgungen. Wenn das Land diese Zuschüsse und damit Tilgungen einfach aussetzt, sieht es keiner. 







Auch über die Werthaltigkeit von Forderungen gibt es keine Information im Rechnungsabschluss. So gibt es in Oö. beispielsweise Darlehensforderungen, die bis auf weiteres zins- und tilgungsfrei gestellt sind. Mit einem Eingang ist nur zu rechnen, wenn das Land wiederum Fördermittel zur Verfügung stellt. Das läuft wirtschaftlich darauf hinaus, dass es sich die Forderung selbst zahlt. Dennoch werden dies Forderungen in der vollen Höhe ausgewiesen.
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Schwachpunkte /2 

Wenig Information über die wirtschaftliche Situation von 
ausgegliederten Gesellschaften

Uneinheitliches Haushaltsrecht von Bund und den 
übrigen Gebietskörperschaften

Moderador
Notas de la presentación


Auch zur wirtschaftlichen Situation der ausgegliederten Gesellschaften kann man dem Rechnungsabschluss wenig entnehmen.



Und schließlich führt ein uneinheitliches Haushaltsrecht von Bund und den anderen Gebietskörperschaften zu uneinheitlichen Informationen auf Ebene der einzelnen Gebietskörperschaften. 



Daher fehlt auch ein umfassender Überblick über die finanzielle Situation des Bundesstaats als Gesamtheit.
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Einzelne Empfehlungen aus LRH-Berichten

Verdichtung von Daten zur kundenorientierten Gestaltung 
des Rechnungsabschlusses

Erstellung und Veröffentlichung von Informationen über 
Zielerreichung und Budgetvollzug

Vollständigere, umfassender Schuldendarstellung

Vorlage einer mittelfristigen Finanz- und 
Investitionsplanung einschließlich transparenter 
Darstellung des Mittelbedarfs der ausgegliederten 
Gesellschaften

Maastricht-konforme Verbuchung von Zuschüssen an 
Landesgesellschaften

Abschreiben der Forderungen an Rechtsträger, die ihre 
Schulden an das Land nur mit Hilfe von Landeszuschüssen 
bezahlen können

Moderador
Notas de la presentación


Beispielhaft habe ich hier einzelne Empfehlungen aus unseren Berichten herausgegriffen, in denen wir indirekt eine Verbesserung des Haushaltsrechts fordern.



Empfehlungen siehe Folie. 
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Reformbestrebungen Bund / 1  

Weitreichende Haushaltsrechtsreform für den Bund im Jahr 
2007 gesetzlich beschlossen

Ziele waren:
Stärkere Budgetdisziplin 
Bessere Planbarkeit
Höhere Flexibilität
Wirkungsorientierung 
Transparenz
Effizienz
Getreue Darstellung der finanziellen Lage

Moderador
Notas de la presentación
ab hier  WA



Die erkannten Schwächen und neuen Anforderungen an das öffentliche Rechnungswesen haben natürlich auch in Österreich zu Reformdebatten geführt.



Für den Bund hat das Bundesparlament  im Jahr 2007 auch schon eine weitreichende Reform des Haushaltswesens beschlossen, die im wesentlichen in 2 Etappen erfolgen soll.

Zur Abrundung des Bildes möchte ich mit Ihnen einen ganz kurzen Blick darauf werfen, bevor ich dann gleich auf die Situation in Oberösterreich eingehe.



Die wesentlichen Ziele bei der Haushaltsrechtsreform des Bundes waren:

Stärkere Budgetdisziplin 

Bessere Planbarkeit

Höhere Flexibilität

Wirkungsorientierung 

Transparenz

Effizienz

Getreue Darstellung der finanziellen Lage



Diese Ziele sind für den Oö. LRH gut nachvollziehbar und sinnvoll.
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Reformbestrebungen Bund / 2 

Umsetzung in 2 Schritten:

1. Etappe ab 2009:
mittelfristig verbindliche Ausgabenrahmen 4 Jahre im voraus rollierend
Rücklagenbildung
neue Strukturierung (weiterhin cash-Rechnung)

2. Etappe ab 2013:
Wirkungsorientierung
Globalbudgets 
Doppik

inwieweit die Umsetzung in voller Bandbreite erfolgt, wird die 
Zukunft zeigen

Moderador
Notas de la presentación
Die Umsetzung der Reform ist bereits voll im Laufen und erfolgt in 2 Schritten:



Einer der ganz wesentlichen Punkte der ersten Etappe war die Einführung einer Beschlussfassung über den mittelfristigen Ausgabenrahmen rollierend jeweils für die 4 Folgejahre. 

Die neu geschaffene Möglichkeit einer Rücklagenbildung (die es übrigens in Oö schon längst gibt) sollte dem „Dezemberfieber“ entgegenwirken.

Auch die Struktur wurde grundlegend überarbeitet.



Die zweite Etappe soll ab 2013 umgesetzt werden, Vorbereitungen sind bereits im Laufen. 

Bis dahin ist eine stärkere Wirkungsorientierung des Budgets und die Einführung von Globalbudgets geplant. 

Weiters soll Veranschlagung und Rechnungslegung in einem doppischen System erfolgen. Das heißt es soll eine integrierte Vermögens-, Ergebnis- und Finanzierungsrechnung auf Basis der IPSAS geben.



Ob dies in voller Bandbreite erfolgt und wie die konkrete Ausgestaltung sein wird, wird die Zukunft zeigen.



20. Mai 2011EURORAI-Workshop Folie 12

Rahmenbedingungen in den Ländern 

Haushaltswesen im selbständigen Wirkungsbereich der 
Länder

Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung
Regelt Form, Gliederung und Inhalt der Voranschläge und 
Rechnungsabschlüsse 
Gilt für alle Länder und Gemeinden
Stammt aus 1974, wenig weiterentwickelt
Sehr allgemein gehalten – Interpretation durch die 
anwendende Gebietskörperschaft

Haushaltsordnungen der Länder
Regelt Abwicklung von der Erstellung des Voranschlags bis zur 
Rechnungslegung

Moderador
Notas de la presentación
Nun zu den Ländern:

Auf Grund des Föderalismus in Österreich liegt das Haushaltswesen der Länder grundsätzlich im Kompetenzbereich der Länder.



Rechtliche Basis für Inhalt und die Gliederung des Budgets sowie des Rechnungsabschlusses aller österreichischen Länder und Gemeinden ist die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung. Diese Verordnung stammt in ihren Grundzügen aus dem Jahr 1974 und wurde wenig weiterentwickelt.



Diese Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung ist sehr allgemein gehalten und lässt – im Vergleich zu den Bestimmungen, die ich aus der kaufmännischen Rechnungslegung kenne – relativ viel Interpretationsspielraum offen. Und diese Interpretation erfolgt dann durch die anwendende Gebietskörperschaft selbst, was mir - aus der Welt der Wirtschaftsprüfung kommend - vollkommen absurd erscheint. Wie Sie sich vorstellen können, erfolgt die Auslegung in der Praxis nicht gegen die eigenen Interessen.

Der Rechnungsstil (Doppik oder Kameralistik) ist in der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung nicht vorgeschrieben.



Für das Haushaltswesen relevant sind außerdem noch die Haushaltsordnungen der Länder, die die Abwicklung von der Erstellung des Voranschlags bis zur Rechnungslegung regeln.
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Status quo in Oberösterreich 

Vorrangig: konkreter Haushaltsvollzug, nicht 
Periodenabgrenzung

Darstellung grundsätzlich Cash-orientiert
(Einnahmen/Ausgaben)

Grundsatz der Jährlichkeit, aber Möglichkeit der 
Mittelübertragung auf Folgeperioden 
(Rücklagenbildung)

Informationen zu Vermögen und Schulden teilweise aus 
den Beilagen zum Rechnungsabschluss ersichtlich

EDV-Unterstützung: SAP (Mehrphasenbuchhaltung)

Buchungstechnik: doppisch

Kameralistik in Oberösterreich und in den meisten 
anderen Bundesländern

Moderador
Notas de la presentación
Wie sieht nun ein VA und RA in Oberösterreich sowie in den meisten anderen Bundesländern aus:

Im Vordergrund steht derzeit der Haushaltsvollzug, d.h.: „wieviel darf der zuständige Referent im Folgejahr für einen bestimmten Zweck ausgeben“



Daher ist die Darstellung grundsätzlich cash-orientiert, das heißt es werden Einnahmen und Ausgaben gezeigt. Es gibt aber die Möglichkeit bestimmte Abgrenzungen vorzunehmen und Mittel auf Folgeperioden zu übertragen. Aus unserer Sicht ist das ein ganz wesentliches Instrument, um das „Dezemberfieber“ zu vermeiden. Das bedeutet ein partielles Abweichen vom Einnahmen-/Ausgabenprinzip.



In den Beilagen zum Rechnungsabschluss gibt es auch bestimmte Informationen zu Vermögen und Schulden. Diese sind mit einer Bilanz iS des kaufmännischen Rechnungswesens aber nicht vergleichbar. Sie sind weder vollständig noch kann man von einer einheitlichen und systematischen Bewertung ausgehen.



Rein technisch ist in Oö. das mächtige SAP-System mit all seinen Möglichkeiten im Einsatz:

Buchungstechnik ist die Doppik, d.h. die  Buchungen erfolgen in einem geschlossenen System, immer auf ein Konto und ein Gegenkonto.

Wie Sie wissen, bietet dieses System zahlreiche Auswertungsmöglichkeiten.
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Exkurs – uneindeutige Definitionen

In der Praxis manchmal unklare Begriffsverwendung

Diskussion auf Ebene Doppik vs. Kameralistik ist zu wenig

Differenziertere Betrachtung erforderlich:
Buchungstechnik
Gliederungs- und Ausweisregeln
Bewertungsregeln
Welche Betrachtung steht im Vordergrund

Zahlungsströme
Ressourcenverbrauch
Vermögen und dessen Entwicklung

Moderador
Notas de la presentación
Erlauben Sie mir an dieser Stelle einen ganz kurzen Exkurs, da ich beobachtet habe, dass unter Doppik, Kameralistik, erweiterte Kameralistik etc. selbst im deutschsprachigen Raum oft unterschiedliche Dinge verstanden werden.



Doppik und Kameralistik sind grundsätzlich nur unterschiedliche Rechnungstechniken.

Die Doppik kann durch das geschlossene System der Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung grundsätzlich umfassendere und vollständigere Informationen liefern.

Die Kameralistik bildet primär Haushalts- und Kassenvorgänge ab.



Zur Illustration möchte ich wiederholen, dass in Oö auf Grundlage einer im Hintergrund laufenden doppischen Rechnungstechnik ein kameraler Abschluss erstellt wird.



Von der Entscheidung über die Buchungstechnik sind allerdings die Regeln über die Darstellung (Gliederungs- und Ausweisregeln) und die Bewertungsregeln (Anschaffungskostenprinzip, Festwerte, Marktpreise) klar zu trennen. 



Zentral in der Diskussion ist daher Frage, welches Ziel mit dem Haushalts- und Rechnungswesen verfolgt wird. Dabei ist jedenfalls zu berücksichtigen, dass die Anforderungen der öffentlichen Verwaltung andere sind, als die der Privatwirtschaft. Insbesondere deswegen, weil die Messung des Erfolgs nicht auf eine Gewinnmaximierung oder Vermögensvermehrung reduziert werden kann.

Daher ist es naheliegend, dass die Bestimmungen aus dem Handelsrecht jedenfalls für die öffentliche Verwaltung zu adaptieren sind, um Fehlinterpretationen und Manipulationen zu vermeiden.
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Reformbestrebungen in OÖ

Laufende Auseinandersetzung und aktive Teilnahme an der 
Reformdebatte der Gebietskörperschaften

Abwartende Position

Intern Aufbereitung von Zusatzinformationen
Verfeinerung der Informationen zu Schulden und Vermögen
Mittelfristige Finanzplanung (für Sommer 2011 zugesagt)

Teilweise „freiwillige“ Informationen in den Beilagen zum 
Rechnungsabschluss

Auch Gemeinden haben sich positioniert, sie wollen derzeit 
bei der erweiterten Kameralistik bleiben

Moderador
Notas de la presentación
zurück zu den Reformdiskussionen in Oberösterreich:



Unser Bundesland beteiligt sich aktiv an der Reformdebatte der Gebietskörperschaften.

Es nimmt aber abwartende Position ein – man will von den Erfahrungen des Bundes aber auch von denen anderer Gebietskörperschaften außerhalb Österreichs profitieren.



Dem LRH ist es aber gelungen, dass trotzdem schon die ein oder andere seiner Empfehlungen umgesetzt wurde:

So wird intern sehr wohl an einer Verfeinerung der Informationen gearbeitet, auch wenn diese nicht im Rechnungsabschluss öffentlich gemacht werden. Als Beispiel möchte ich die Aufbereitung von Fristigkeiten der Verpflichtungen erwähnen.

Auch wird in der Finanzabteilung eine mittelfristige Finanzplanung geführt. Inwieweit diese eine reine Hochrechnung von Vergangenheitswerten ist oder künftige Erfordernisse ausreichend berücksichtigt, können wir derzeit nicht beurteilen.

Diese mittelfristige Finanzplanung, die in den Jahren 2007 und 2008 bereits Bestandteil des Voranschlags war, soll ab 2011 wieder vorgelegt werden. Sie wird sich in Hinkunft jedenfalls stark an den Vorgaben des Stabilitätspakts orientieren müssen.



Teilweise werden im Rechnungsabschluss aber auch jetzt schon „freiwillige“ Informationen (über die Erfordernisse der VRV hinausgehend) offen gelegt, um die Aussagekraft und Transparenz zu erhöhen.



Gemeinden sehen derzeit keinen Grund, von der Kameralistik abzuweichen. Interessanterweise ist im Gegensatz zum Land bei Gemeinden schon jetzt eine einfache Vermögensrechnung als Ergänzung zur Haushaltsrechnung als Bestandteil des Rechnungsabschlusses gefordert.
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Zusammenfassung – allgemein

Die Rechnungslegung muss Entscheidungen unterstützten, 
informieren und dokumentieren

Voranschlagswesen und Rechnungslegung muss den
Anforderungen einer wirkungsorientierten 
Verwaltungsführung gerecht werden

Allgemeiner Dogmenstreit über Kameralistik vs. Doppik greift 
zu kurz

Es gibt kein richtiges oder falsches System

Klarere, engere Regelung, um die 
Interpretationsmöglichkeiten und Begehrlichkeiten der Politik 
einzuschränken

Erweiterung des bestehenden Systems um Elemente aus 
dem kaufmännischen Rechnungswesen ist sinnvoll

Moderador
Notas de la presentación
Wir müssen auch schön langsam schon wieder zum Schluss kommen und ich will daher die wichtigsten Aussagen nochmals zusammenfassen:



Das Voranschlags- und Rechnungslegungssystem hat Informations- und Dokumentationsfunktion, per se kann es zu keinen Einsparungen führen.



Besonders wichtig erscheint uns auch, dass das Voranschlagswesen und Rechnungslegung dem Konzept des New Public Managements gerecht werden:

 Die Wirkungsorientierte Budgetierung erfordert eine Flexibilisierung der Budgets mit klaren Zielvorgaben

 Das Budget darf kein Korsett sein, es muss die Wirtschaftlichkeit und Verantwortung der handelnden Organe unterstützen sowie den Übergang von einer Input- zu einer Outputorientierung ermöglichen



Ein reiner Streit über Sinnhaftigkeit von Kameralistik oder Doppik greift zu kurz – es gibt kein richtig oder falsch. Es bedarf gewissermaßen einer Synthese dieser beiden Systeme.

Dabei darf auch nicht vergessen werden, dass die öffentliche Hand und die Privatwirtschaft andere Zielsetzungen haben und daher auch die Rechenwerke entsprechend anzupassen sind.



Jedenfalls bedarf es klarerer und engerer Regeln. Eine Erweiterung des Systems um Elemente aus dem kaufmännischen Rechnungswesen scheint uns jedenfalls sinnvoll.
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Zentrale Forderungen der Finanzkontrolle

Weitgehende Einheitlichkeit der Rechnungslegung und damit 
Vergleichbarkeit über alle Gebietskörperschaften

Gesamthafte Darstellung (einschließlich geeigneter 
Informationen zu ausgegliederten Gesellschaften) auf Ebene jeder
Gebietskörperschaft

Kompatibilität mit der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

Transparenz („nichts verstecken können“) und leichte Lesbarkeit

Erweiterung der Berichterstattung durch verbale 
Erläuterungen

Moderador
Notas de la presentación
Abschließend will ich die wesentlichsten Forderungen der Finanzkontrolle zusammenfassen, die in einer Reformdiskussion unbedingt berücksichtigt werden sollten:



Eine einheitliche Rechnungslegung aller Gebietskörperschaften in unserem kleinen Österreich ist wohl das Gebot der Stunde, um eine möglichst hohe Vergleichbarkeit zu erreichen aber auch um unnützen Verwaltungsaufwand bei der Zusammenfassung der Daten weitgehend zu reduzieren.



Ein ganz wesentlicher Punkt ist auch die gesamthafte Darstellung:

Jede Gebietskörperschaft braucht einen Gesamtüberblick über ihre Situation.

 Manchmal entsteht der Eindruck, dass dieser selbst bei den zentralen Entscheidungsträgern nicht immer vorhanden ist.

 Der Gesamtüberblick ist auch unumgänglich, um Haushalte vergleichen zu können

Auch ausgegliederte Gesellschaften müssen in geeigneter Weise einbezogen werden:

 Ich denke dabei insbesondere an  Information über den vergangenen und künftigen Bedarf an Landesmitteln sowie

 über wirtschaftliche Situation der Gesellschaften und deren Veränderung im Zeitablauf

 Eine Vollkonsolidierung aller Gesellschaften mit dem Landesrechnungsabschluss iS eines Konzernabschlusses trägt nach meiner Einschätzung nicht zur Klarheit bei.

 Eventuell zu überlegen wäre eine Art Konsolidierung bestimmter relevanter Kennzahlen.



Größen, die für die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung erforderlich sind, müssen direkt aus dem Rechnungsabschluss ableitbar sein.



Eine ganz wesentlicher Punkt ist der Ruf nach Transparenz und Klarheit.

Dies könnte auch durch verbale Erläuterungen und Zusatzangaben gut unterstützt werden. (ähnlich wie Anhang nach UGB oder notes nach IFRS)



20. Mai 2011EURORAI-Workshop Folie 18

Zentrale Forderungen der Finanzkontrolle

Klare, möglichst vollständige Information über künftige 
Verpflichtungen

Klare Information über die Werthaltigkeit von 
ausgewiesenen Forderungen 

Übersichtliche Darstellung der Vermögensveränderungen
Um den Ressourcenverbrauchsgedanken zu stärken
Vor dem Hintergrund der intergenerativen Gerechtigkeit
Achtung bei einer Vermögensrechnung: Gefahr der Manipulation

Erfahrungen des Bundes berücksichtigen

Moderador
Notas de la presentación


Besonders wichtig im öffentlichen Kontext ist die Darstellung künftiger Verpflichtungen:

Dabei geht es nicht nur um rechtlich verbindliche, sondern auch um faktische Verpflichtungen

sowie um Information zu der Höhe nach ungewissen Verpflichtungen wie etwa Pensionslasten (Deckungslücken, die vom Land zu füllen sein werden)

Eine Staffelung nach Fristigkeiten scheint sinnvoll.



Es bedarf einer klaren Information über die Werthaltigkeit ausgewiesener Forderungen. Dabei geht es u.a. darum, ob diese vom Schuldner aus eigener Kraft rückgezahlt werden können, ob sie verzinslich sind etc.



Mehr Informationen zu Vermögensveränderungen sollen:

 den Ressourcenverbrauch sichtbar machen und 

 den Aspekt der intergenerativen Gerechtigkeit stärker ins Licht rücken. 

 Ich möchte aber auch eine kleine Warnung aussprechen: Erfahrungen aus anderen Ländern haben gezeigt, dass mit Aufstellen einer Vermögensrechnung die Gefahr der Manipulation besteht. Daher glaube ich, dass die Vermögensveränderung im Vordergrund stehen soll und nicht die Vermögensbewertung als solche.





Nicht zuletzt wird man bei den Reformen auf Länderebene die Erfahrungen des Bundes einbeziehen. Wenn sich das System dort bewährt, führt wahrscheinlich auch für die Länder kein Weg daran vorbei.



Der Steuerzahler hat ein 
Recht auf Wahrheit! 

Und er verträgt sie auch.

Moderador
Notas de la presentación
Jedenfalls sind wir der Meinung, dass der Steuerzahler ein Recht auf Wahrheit hat und dass er diese auch verträgt.
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Oberösterreichsicher Landesrechnungshof 
Österreich

Dr. Helmut Brückner
Direktor

Oö. Landesrechnungshof
Promenade 31, 4020 Linz
email: helmut.brueckner@lrh-ooe.at

Mag. Liselotte Wallentin
beeidete Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin

Prüfungsleiterin

Oö. Landesrechnungshof
Promenade 31, 4020 Linz
email: liselotte.wallentin@lrh-ooe.at
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